Tabellarische Übersicht : 
Schulpflicht für Flüchtlinge in Deutschland in den 16 Bundesländern 

   
Stand: Februar 2006 

Zusammenstellung von Rechtsanwalt Björn Harmening, Email: Bjoern.Harmening@gmx.de 

	Bundesland
	Rechtsquellen
	Aufenthaltsstatus:


	Schulpflicht   


	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	Baden- Württemberg
	· Art. 11 I der Verfassung des Landes B-W

-     § 1 I SchG

· § 72 I 1 SchG

- Verwaltungsvorschrift vom 21. November 2000 : «Unterricht für ausländische  Schüler an den allgemein bildende und beruflichen Schulen in Baden Württemberg«
	Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja 


	Entscheidend ist die Definition des  unbestimmten Rechtsbe-

griff des »gewöhnlichen Aufenthalts«.


	/



	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	Nein, es sei denn dauerhafter 

oder zumindest längerfristiger

Aufenthalt ist absehbar.
	
	Ja

	
	
	Längerfristige Duldung

§ 60a AufenthG
	Ja
	
	/

	
	
	Kurzfristige Duldung

§ 60a AufenthG
	Nein
	
	Ja

	
	
	Illegale/Statuslose 
	Nein
	
	Nein


	Bundesland


	Rechtsquellen
	Aufenthaltsstatus:


	Schulpflicht
	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	
	
	
	
	

	Bayern
	- Art. 128 I der Bay. Verfassung

- Art. 56 I BayEUG

- § 35 I BayEUG
	Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja, aber bei Bürgerkriegsflüchtlingen erst nach drei 

Monaten Aufenthalt in 

Bayern.
	Es besteht eine konkrete gesetzliche Regelung im BayEUG
	/

	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	Ja, aber erst nach drei 

Monaten Aufenthalt in Bayern.
	
	/

	
	
	Längerfristige Duldung 

§ 60a AufenthG
	Ja 
	
	/

	
	
	Kurzfristige Duldung

§ 60a AufenthG


	Ja
	
	/

	
	
	Illegale/Statuslose
	Ja
	
	/


	Bundesland
	Rechtsquellen 


	Aufenthaltsstatus: 


	Schulpflicht
	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	Berlin
	- Art. 20 I Verfassung Berlin

- § 2 I SchlG

- § 41 I II SchlG

	Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja, bis 17 Jahre
	Bei   gegenwärtiger Rechtslage besteht eine konkrete gesetzliche Regelung.


	/

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	 Ja, bis 17 Jahre 
	
	/

	
	
	Längerfristige Duldung 

§ 60a AufenthG
	 Ja, bis 17 Jahre
	
	/

	
	
	Kurzfristige Duldung

§ 60a AufenthG
	Ja, bis 17 Jahre
	
	/

	
	
	Illegale/Statuslose


	Nein
	
	Nein


	Bundesland
	Rechtsquellen 


	Aufenthaltsstatus:
	Schulpflicht
	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	Brandenburg
	- Art. 29 I der Verfassung des Landes Brandenburg

- § 3 I BbgSchlG

- § 36 BbgSchlG

- »Verordnung zum Ruhen der Schulpflicht nach Asylanträgen (Schulpflichtruhens-verordnung – SchuruV) vom 30.11.1998«
	Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja
	Es besteht eine konkrete gesetzliche Regelung im BbgSchlG.
	/



	
	
	
	
	
	

	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	Ja, nach dem Verlassen der ZAST
 bzw. wenn nicht in der ZAST gewohnt werden muss, nach Frist von  6 Wochen (Die Schulpflicht ruht).
	
	Ja, während des Zeitraums, in der die SchlPfl. ruht.



	
	
	Längerfristige Duldung 

§ 60a AufenthG
	Ja
	
	/

	
	
	Kurzfristige Duldung

§ 60a AufenthG


	Ja
	
	/

	
	
	Illegale/Statuslose


	Nein
	
	Nein


	Bundesland
	Rechtsquellen 
	Aufenthaltsstatus: 
	Schulpflicht
	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	Bremen
	- Art. 27 Bremer-Verfassung

- § 4 I BremSchlG
- § 52 BremSchlG

- »Verordnung über die Aufnahme und endgültige Zuordnung von schulpflichtigen Ausländern und Aussiedlern in eine öffentliche Schule« (VO) vom 18.10.1982 (Brem.GBl. S.309-223-a-11) 


	Aufenthaltsgenehmigung (§§ 15, 27, 28, 30 AuslG)

Ab 2005: Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja
	Es kommt darauf an, ob die »Wohnung« als Rechtsbe-

Griff in Bremen zu bejahen ist.
	/

	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	Ja, aber erst nach dem Verlassen der ZAST
	
	/

	
	
	Längerfristige Duldung 

§§ 55,56 AuslG

Ab 2005: § 60a AufenthG
	Ja


	
	/



	
	
	Kurzfristige Duldung

§§ 55,56 AuslG

Ab 2005: § 60a AufenthG


	Ja
	
	/



	
	
	Illegale/Statuslose


	Ja

	
	/


	Bundesland
	Rechtsquellen 


	Aufenthaltsstatus: 


	Schulpflicht
	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	Hamburg
	§ 1 HambSchlG

§ 37 HambSchlG

- «Richtlinie für den Umgang mit Schulpflichtverletzungen in Hamburg vom 6. Dezember 2000«
	Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja
	Es kommt darauf an, ob die »Wohnung« als Rechtsbegriff in Hamburg zu bejahen ist.
	/

	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	Ja 
	
	/

	
	
	Längerfristige Duldung 

§ 60a AufenthG
	Ja


	
	/



	
	
	Kurzfristige Duldung

§ 60a AufenthG


	Ja
	
	/

	
	
	Illegale/Statuslose


	Nein
	
	Nein


	Bundesland
	Rechtsquellen 

 
	Aufenthaltsstatus:


	Schulpflicht
	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	Hessen
	- § 1 I HSchlG

- § 56 I HSchlG

- »Verordnung zum Schulbesuch von Schülerinnen und Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache vom 09. April 2003«
	Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja
	Entscheidend ist die Def. des  unbestimmten Rechtsbe-

griff des »gewöhnlichen Aufenthalts«.
	/

	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	Ja, nach Zuweisung in eine Gebietskörperschaft. 


	
	/

	
	
	Längerfristige Duldung 

§ 60a AufenthG


	Nein
	
	Ja



	
	
	Kurzfristige Duldung

§ 60a AufenthG


	Nein
	
	Ja

	
	
	Illegale/Statuslose


	Nein
	
	Nein


	Bundesland
	Rechtsquellen 

 
	Aufenthaltsstatus:
	Schulpflicht
	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	MecklenburgVorpommern
	- Art 8 I Verfassung M-V

- § 1 I SchlG M-V

- § 41 I 1 SchlG M-V

- Erlass zur »Eingliederung von Kindern deutscher Aussiedler (Berechtigte nach dem BundesvertriebenenG) und ausländischer Mitbürger in die allgemeinbildenden Schulen Mecklenburg-Vorpommerns« vom 22.05.1995.


	Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja
	Entscheidend ist die Def. des  unbestimmten Rechtsbe-

griffs des »gewöhnlichen Aufenthalts«.
	/

	
	
	
	
	
	

	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	Ja, aber erst nach

dem Verlassen der ZAST
	
	/

	
	
	Längerfristige Duldung 

§ 60a AufenthG
	Ja   
	
	/

	
	
	Kurzfristige Duldung

§ 60a AufenthG


	Ja 
	
	/

	
	
	Illegale/Statuslose


	Nein
	
	Nein


	Bundesland
	Rechtsquellen 

 
	Aufenthaltsstatus:


	Schulpflicht
	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	Rheinland-Pfalz

	- Art. 24 I 1 der Verfassung des Landes Rheinland-Pfalz

- § 3 SchlG

- § 56 I SchlG

-Verwaltungsvorschrift vom 28.08.2000 »Unterricht von Schülerinnen und Schülern, deren Muttersprache oder Herkunftssprache nicht Deutsch ist« (VV)


	Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja 
	Entscheidend ist die Def. des  unbestimmten Rechtsbe-

griffs des »gewöhnlichen Aufenthalts«.
	/

	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	Ja, nach dem Verlassen der ZAST
	
	Ja

	
	
	Längerfristige Duldung 

§ 60a AufenthG
	Ja 
	
	/

	
	
	Kurzfristige Duldung

§ 60a AufenthG


	Ja
	
	Ja

	
	
	Illegale/Statuslose


	Nein
	
	Nein


	Bundesland
	Rechtsquellen 

 
	Aufenthaltsstatus:


	Schulpflicht
	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	Nieders.
	- Art. 4 I Verf. Niedersachsen

- § 54 I VII NSchG

· Erlass des Niedersächsischen Kultusministeriums vom 03.02.1993 befasst sich mit dem »Unterricht für Schülerinnen und Schüler ausländischer Herkunft«

· Erlass vom 04.02.1993 des Nieds. Kultusministeriums über die »Schulpflicht von Kindern, die aus dem Ausland kommen«
	Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja  
	Entscheidend ist die Def. des  unbestimmten Rechtsbe-

griffs des »gewöhnlichen Aufenthalts«
	/

	
	
	
	
	
	

	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	Ja, aber erst nach

dem Verlassen der ZAST
	
	/

	
	
	Längerfristige Duldung 

§§ 55,56 AuslG

Ab 2005: § 60a AufenthG
	Ja 
	
	/

	
	
	Kurzfristige Duldung

§§ 55,56 AuslG

Ab 2005: § 60a AufenthG
	Ja
	
	/

	
	
	Illegale/Statuslose
	Nein
	
	Nein


	Bundesland
	Rechtsquellen 

 
	Aufenthaltsstatus:


	Schulpflicht
	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	NRW
	- Art. 8 I 1 Landesverfassung-NRW

- § 1 SchlG-NRW

- § 34 I VI SchlG-NRW


	Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja
	Es besteht eine konkrete gesetzliche Regelung im SchlG von NRW.
	/

	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	Ja
	
	/

	
	
	Längerfristige Duldung 

§ 60a AufenthG
	Ja
	
	/

	
	
	Kurzfristige Duldung

 § 60a AufenthG
	Ja
	
	/

	
	
	Illegale/Statuslose
	Ja


	
	/


	Bundesland
	Rechtsquellen 


	Aufenthaltsstatus:


	Schulpflicht
	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	Saarland
	- § 1 I SchoG

- § 1 I SchlpflG

- »Erlaß betreffend den Unterricht für Kinder ausländischer Arbeitnehmer und für jugendliche ausländische Arbeitnehmer« vom 10.10.1977 (GMBl. Saar S. 674).

- «Erlaß betreffend den Schulbesuch der Kinder von Asylbewerbern im schulpflichtigen Alter« vom 12.03.1987 (GMBl. Saar S. 83)
	Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja
	Entscheidend ist die Def. des  unbestimmten Rechtsbe-

griffs des »gewöhnlichen Aufenthalts«.
	/

	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	Nein
	
	Ja

	
	
	Längerfristige Duldung 

§ 60a AufenthG
	Ja
	
	/

	
	
	Kurzfristige Duldung

§ 60a AufenthG
	Nein
	
	Nein !

	
	
	Illegale/Statuslose
	Nein
	
	Nein


	Bundesland
	Rechtsquellen 

 
	Aufenthaltsstatus:


	Schulpflicht
	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	Sachsen

	- Art. 29 der Verfassung des Freistaats Sachsen

- §§ 1 I, 29 I SchlG

- § 26 I 1SchlG

- »Verwaltungsvorschrift zum Unterricht für ausländische Schüler an den allgemeinbildenden Schulen im Freistaat Sachsen« vom 06. März.1992
	Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja 
	Entscheidend ist die Def. des  unbestimmten Rechtsbe-

griffs des »gewöhnlichen Aufenthalts«.
	/

	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	Ja
	
	/

	
	
	Längerfristige Duldung 

§ 60a AufenthG
	Ja
	
	/

	
	
	Kurzfristige Duldung

§ 60a AufenthG


	Ja


	
	/

	
	
	Illegale/Statuslose


	Nein


	
	Nein


	Bundesland
	Rechtsquellen 

 
	Aufenthaltsstatus:
	Schulpflicht
	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	Sachsen-Anhalt
	- Art. 25 I Landesverfassung Sachsen-Anhalt

- § 33 I 1 SchlG

- § 36 I SchlG

- »RdErl. des MK vom  26.07.2001, Beschulung von Kindern deutscher Spätaussiedlerinnen uns Spätaussiedler sowie ausländischer Bürgerinnen und Bürger«

-»RdErl. des MK vom  07.03.2005, Sachsen-Anhalt, Beschulung von Kindern deutscher Spätaussiedlerinnen uns Spätaussiedler sowie ausländischer Bürgerinnen und Bürger, Änderung«


	Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja
	Es kommt darauf an, ob jemand in S-A »wohnt«.
	/

	
	
	
	
	
	

	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	Ja, nach Zuweisung in eine Gebietskörperschaft
	
	/

	
	
	Längerfristige Duldung 

§ 60a AufenthG
	Ja
	
	/

	
	
	Kurzfristige Duldung

§ 60a AufenthG
	Ja
	
	/

	
	
	Illegale/Statuslose


	Nein
	
	Nein


	Bundesland
	Rechtsquellen 


	Aufenthaltsstatus:


	Schulpflicht
	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	Schleswig-Holstein
	- § 4 I SchlG

- § 40 I 1 SchlG
	Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja
	Es kommt darauf an, ob die »Wohnung« als Rechtsbegriff in S-H zu bejahen ist.
	/

	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	Ja
	
	/

	
	
	Längerfristige Duldung 

§ 60a AufenthG
	Ja
	
	/

	
	
	Kurzfristige Duldung

§ 60a AufenthG
	Ja
	
	/

	
	
	Illegale/Statuslose


	Ja
	
	/


	Bundesland
	Rechtsquellen 


	Aufenthaltsstatus:


	Schulpflicht
	Schulantrags-/ Schulbesuchsrecht

	Thüringen


	- Art. 20 der Verfassung des Freistaats Thüringen

- § 1 I 1 ThürSchlG

- § 17 I 2 ThürSchlG

- Verwaltungsvorschrift vom 14. Juni 1998 »Schulbesuch ausländischer Kinder in Thüringen«

- Rundschreiben des Thüringischen Kultusministeriums – Staatssekretär – vom 05.12.1995 »Schulpflicht ausländischer Kinder und Jugendlicher; hier: Kinder von Asylbewerbern, Asylberechtigten und Flüchtlingen«


	Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis (§§ 7,9 AufenthG)
	Ja
	Es besteht eine konkrete gesetzliche Regelung im SchlG von Thüringen.
	/

	
	
	Aufenthaltsgestattung

(Asylverfahren § 55 AsylVfG)
	Ja
	
	/

	
	
	Längerfristige Duldung 

§§ 55,56 AuslG

Ab 2005: § 60a AufenthG
	Ja


	
	/

	
	
	Kurzfristige Duldung

§§ 55,56 AuslG

Ab 2005: § 60a AufenthG
	Ja
	
	/



	
	
	Illegale/Statuslose
	Nein
	
	Nein


� Die Schulgesetze beziehen sich auf das jeweilige Landesrecht.


� Unter einer kurzfristigen Duldung wird eine Zeitspanne von weniger als sechs Monaten verstanden.


� Bayerische Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen. Das Gesetz muss an das aktuelle Aufenthaltsgesetz angepasst werden. 


� Zentrale Aufnahmestelle.


� Rechtsauffassung des Bremer Bildungssenators.


� Anfang 2006 wird die Verwaltungsvorschrift »Unterricht von Schülerinnen und Schülern, deren Muttersprache oder Herkunftssprache nicht Deutsch ist« im Sinne einer Schulpflicht für Kinder und Jugendliche mit unsicherem Aufenthaltsstatus geändert. Die geänderte Rechtsauffassung des Bildungsministeriums gilt ab sofort und wurde bereits an die zuständigen Stellen kommuniziert.  


� Schulordnungsgesetz des Saarlandes.


� Das Sächsische Kultusministerium vertritt die Rechtsauffassung, dass alle Kinder und Jugendlichen unabhängig vom Aufenthaltsstatus schulpflichtig sind. Allerdings gibt es eine noch gültige Verwaltungsvorschrift vom 06.03.1992 mit gegenteiligem Inhalt.


� Mit der Änderung des RdErl. von 2001 wurde die Schulpflicht von Kindern und Jugendlichen mit unsicherem Aufenthaltsstatus eingeführt. Die Änderung trat zum 01.08. 2005 in Kraft.








